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4. Es wird den Betriebsleitern strengstens untersagt, 
willkürliche Verstöße gegen die gesetzlich fest­
gelegte Arbeitszeit zu dulden. Es ist ein entschlosse­
ner Kampf gegen die in manchen Betrieben ver­
breitete Überstundenarbeit und gegen das Nach­
arbeiten bei Betriebsunterbrechungen nach Beendi­
gung des Arbeitstages oder an Sonn- und Feier­
tagen zu führen.
Überstundenarbeit ist nur in Ausnahmefällen bei 
besonderer Notwendigkeit mit Zustimmung des 
Gebiets- bzw. Kreisvorstandes der zuständigen In­
dustriegewerkschaft oder Gewerkschaft auf Grund 
eines Beschlusses der Betriebsgewerkschaftsleitung 
(BGL) und eines Antrages der entsprechenden 
Betriebsleitung zulässig.
Ausnahmeregelungen für die Arbeitszeit ganzer 
Wirtschaftszweige dürfen nur durch den Zentral­
vorstand der zuständigen Industriegewerkschaft 
oder Gewerkschaft auf Antrag des zuständigen 
Ministers oder Staatssekretärs getroffen werden.
Die Zahl der Überstunden darf pro Beschäftigten 
im Jahr 120 Stunden und an zwei hintereinander­
folgenden Tagen 4 Stunden nicht überschreiten. Die 
bisherigen Ausnahmebestimmungen für Notstände 
usw. (§ 16 Abs. 1 der Verordnung vom 25. Oktober 
1951 zum Schutze der Arbeitskraft [GBl. S. 957]) 
bleiben bestehen.
Die Arbeitsschutzgesetze, die die Heranziehung zur 
Leistung von Überstunden bei Jugendlichen, stillen­
den Müttern und schwangeren Frauen vom 4. Monat 
der Schwangerschaft an untersagen, sind auf das 
strengste einzuhalten.
Um die notwendige Erholung der Arbeiter zu ge­
währleisten, ist es nicht mehr statthaft, sie zur Be­
teiligung an nicht regelmäßig geplanten Sonntags­
schichten und Sonnabendschichten systematisch 
heranzuziehen.
Die genaue und getrennte Planung der Mittel für 
den Arbeitsschutz ist eine notwendige Voraus­
setzung zur wirksamen Kontrolle ihrer Ver­
wendung.
Die Betriebsleiter und Investitionsverantwort­
lichen werden verpflichtet, sich ständig um die Ver­
besserung des Arbeitsschutzes zu bemühen. Die in 
ihren Betriebsplänen hierfür speziell festgelegten 
Mittel dürfen für andere Maßnahmen nicht ver­
wendet werden. Die Ministerien haben die Be­
triebspläne daraufhin zu überprüfen, daß die für 
den Arbeitsschutz vorgesehenen Mittel den Erfor­
dernissen entsprechen und ihre zweckentsprechende 
Verwendung laufend zu kontrollieren.
Die Betriebsleiter werden verpflichtet, diese Mittel 
für den Arbeitsschutz im Betriebsplan getrennt auf­
zuführen. Die Ministerien haben die Betriebspläne 
vor Bestätigung daraufhin zu überprüfen.
Das Ministerium der Finanzen hat ein System aus­
zuarbeiten, wonach den volkseigenen Betrieben auf 
der Grundlage des überplanmäßigen Gewinnes 
zweckgebundene Investitionsmittel zur Verfügung 
gestellt werden. Diese Mittel dienen der schnellen 
Beseitigung auftretender Mängel im Arbeitsschutz. 
Über die Verwendung dieser Mittel entscheidet der 
Betriebsleiter in Übereinstimmung mit der Be­
triebsgewerkschaftsleitung.

5. Das Ministerium für Arbeit wird beauftragt, bis 
zum 1. April 1954 ein arbeitsfähiges Institut für 
Arbeitsökonomik und Arbeitsschutzforschung zu 
errichten.

Das Ministerium für Arbeit hat bis zum 1. Februar 
1954 die Kataloge für Arbeitsschutzbekleidung her­
auszugeben. v

Das Ministerium für Gesundheitswesen wird be­
auftragt, bis zum 1. April 1954 einen Katalog der 
von den Betrieben kostenlos bereitzustellenden 
Hygienekleidung herauszugeben.

6. Das Ministerium für Gesundheitswesen wird ver­
pflichtet, die ärztliche Betreuung der Arbeiter zu 
verbessern. Dazu ist folgendes erforderlich:
a) Das Netz der ambulanten Versorgung in den 

Betrieben (Polikliniken, Ambulatorien, Sanitäts­
stellen und Gesundheitsstuben) ist zu erweitern, 
wobei für diese Zwecke im Jahre 1954 etwa 
100 Millionen DM bereitzustellen sind.

b) Die Versorgung und Einrichtung der bestehen­
den betrieblichen Krankenhäuser, Polikliniken, 
Ambulatorien und Sanitätsstellen ist zu ver­
bessern. Sie sind insbesondere mit den erforder­
lichen medizinischen Instrumenten, Apparaten, 
Heilmitteln sowie mit Wäsche, Geschirr usw. 
auszustatten.

c) Regelmäßige ärztliche Reihenuntersuchungen der 
Arbeiter sind durchzuführen, besonders der­
jenigen, die unter gesundheitsschädlichen und 
schweren Bedingungen arbeiten. Die erforder­
lichen vorbeugenden Maßnahmen gegen Er­
krankungen sind zu treffen.
In allen Betrieben mit mehr als 500 Beschäftig­
ten, unter denen sich vorwiegend Frauen be­
finden, sind im Laufe der nächsten drei Jahre 
Ruheräume einzurichten.

d) In den Großbetrieben, vor allem in solchen mit 
gesundheitsschädigender Arbeit, sind vom Mini­
sterium für Gesundheitswesen, gemeinsam mit 
den zuständigen Ministerien, Nachtsanatorien 
und Erholungsheime einzurichten. Für diese 
Zwecke sind betriebseigene Mittel sowie Be­
willigungen aus dem Staatshaushalt in An­
spruch zu nehmen.

7. Zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes der 
Arbeiter und Angestellten, die unter besonders 
schweren und gesundheitsschädigenden Bedingun­
gen arbeiten, hat das Ministerium für Arbeit ge­
meinsam mit dem Ministerium für Gesundheits­
wesen, in Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Ministerien und in Übereinstimmung mit dem 
Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbundes (FDGB), bis zum 1. April 1954 eine 
Liste der Berufe mit verkürztem Arbeitstag aus­
zuarbeiten und dem Ministerrat zur Bestätigung 
vorzulegen.

8. Die für das Jahr 1954 für die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen in den volkseigenen Betrieben 
und auf den Baustellen (Arbeitsschutz, technische 
Sicherheit, Ventilation, Beleuchtung, Sanitäts- und 
Aufenthaltsräume usw.) bereitgestellten Mittel sind 
in erster Linie dem Bergbau, der Hütten-, Bau-, 
chemischen und Textilindustrie zuzuleiten.

9. Im Jahre 1954 ist die Produktion von Arbeits­
schutzvorrichtungen erheblich zu steigern, und zwar 
besonders die Produktion von elektrischen Aus­
rüstungen (Schlagwettergeschützten Motoren und 
Schaltern, Be- und Entlüftungsanlagen usw.), von 
Arbeitsschutzkleidung und -mittein, besonders von 
Atemschutzgeräten und Rettungsapparaten, mit 
denen der Bedarf der Betriebe zu decken ist.


